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Vorwort

Die Situation der Berufsausbildung in Deutschland scheint paradox: Während Be-
triebe über mangelnden Nachwuchs klagen, fi nden viele Jugendliche keine Lehr-
stelle. Dies ist alarmierend, denn Menschen ohne einen Berufsabschluss sind fast 
viermal häufi ger von Arbeitslosigkeit betroffen als Menschen mit abgeschlossener 
Ausbildung. Gleichzeitig belastet der Fachkräftemangel die Wirtschaft. Mit anderen 
Worten: Eine Berufsausbildung ist hierzulande die entscheidende Mindestqualifi -
kation für den Zugang zu Beschäftigung und damit zu gesellschaftlicher Teilhabe. 
Deutschland braucht daher ein Berufsausbildungssystem, das sowohl ökonomisch 
leistungsfähig als auch sozial chancengerecht ist.

Der Ländermonitor berufl iche Bildung betrachtet Chancengerechtigkeit und 
Leistungsfähigkeit der berufl ichen Bildung im Vergleich der Bundesländer und 
hebt sich damit von bestehenden Berichtssystemen im Ausbildungsbereich ab. Ers-
tens beschränkt sich der Monitor nicht auf den Bereich der dualen Ausbildung, 
sondern betrachtet das gesamte Ausbildungssystem aus dualer Ausbildung, vollzeit-
schulischer Ausbildung und dem Übergangsbereich. Zweitens untersucht er erst-
mals vergleichend die Ausbildungssituation in den 16 Bundesländern und erlaubt 
eine Einordnung der Ergebnisse anhand von sozioökonomischen und bildungspoli-
tischen Rahmenbedingungen. 

In der Dimension »Chancengerechtigkeit« wie auch in der Dimension »Leis-
tungsfähigkeit« weist der Ländermonitor auf Schwachstellen und Handlungs-
bedarfe für die Bildungspolitik auf Bundes- und auf Landesebene hin. Eine dieser 
Schwachstellen ist die Beteiligung an dualer Ausbildung: Sie geht in allen Bundes-
ländern zurück, besonders deutlich aber in den ostdeutschen Flächenländern. 
Handlungsbedarf besteht zudem bei der vorzeitigen Lösung von Ausbildungsver-
trägen: Ihr Anteil ist in allen Bundesländern in den vergangenen Jahren gestiegen. 
In einigen Bundesländern werden mittlerweile rund ein Drittel der Ausbildungs-
verträge vorzeitig gelöst, im Handwerk sogar deutlich mehr. Das ist nicht nur für 
die Jugendlichen problematisch, sondern auch für die betroffenen Betriebe und für 
die Gesellschaft insgesamt mit hohen Kosten verbunden. 
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Vorwort

Der Ländermonitor zeigt zudem: Es gibt nach wie vor Gruppen, die nur sehr 
schwer Zugang zu einer dualen oder vollzeitschulischen Ausbildung fi nden – und 
das in allen Bundesländern. Dazu gehören insbesondere Schulabgänger mit maxi-
mal einem Hauptschulabschluss sowie junge Menschen ohne deutsche Staatsbür-
gerschaft. Letztere haben auch bei gleichen Schulabschlüssen in fast allen Bundes-
ländern schlechtere Chancen, direkt eine Ausbildung aufzunehmen, als ihre 
deutschen Altersgenossen. Angesichts der Aufgabe, in den kommenden Jahren eine 
große Zahl junger Gefl üchteter in die Berufsausbildung zu integrieren, besteht 
dringender Bedarf an zusätzlichen Lehrstellen und unterstützenden Angeboten, 
die die Teilhabe dieser Zielgruppe sicherstellen. Die bildungspolitische Konsequenz 
daraus kann nur eine Ausbildungsgarantie sein, die jedem jungen Menschen die 
faire Chance auf einen Ausbildungsplatz gibt. 

Unser besonderer Dank gilt Prof. Dr. Susan Seeber von der Universität Göttin-
gen, Prof. Dr. Martin Baethge vom Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen 
und Prof. Dr. Kai Maaz vom Deutschen Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung sowie ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Sie haben mit großem 
Einsatz daran gearbeitet, die für diesen Ländermonitor verwendeten Indikatoren 
zur Darstellung der Dimensionen »Chancengerechtigkeit« und »Leistungsfähig-
keit« zu identifi zieren und auszuwerten – dies war nicht zuletzt aus Gründen der 
Datenverfügbarkeit eine große Herausforderung.

Jörg Dräger
Mitglied des Vorstands
der Bertelsmann Stiftung

Frank Frick
Director Programm 
»Lernen fürs Leben«
der Bertelsmann Stiftung

Lars Thies
Project Manager
Programm »Lernen fürs Leben«
der Bertelsmann Stiftung
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1  Das Konzept des Ländermonitors 
berufl iche Bildung

1.1 Bundesländer als Ebene von Ausbildungsberichtersta� ung

Einen Ländermonitor zur berufl ichen Bildung vorzulegen, ist nicht selbstverständ-
lich und bisher auch noch nicht versucht worden. Die bundesweiten Bildungsbe-
richtssysteme – der nationale Bildungsbericht »Bildung in Deutschland« und der 
»Datenreport zum Berufsbildungsbericht« – greifen zwar einige Länderdifferenzie-
rungen in den deskriptiven Indikatoren zur Berufsbildung auf, insbesondere bei 
vollzeitschulischen Ausbildungsangeboten, verzichten aber auf eine systematische 
Analyse der Länder als berufsbildungspolitische Akteursebene. Den Hauptgrund 
für diese Lücke in der Bildungsberichterstattung kann man darin vermuten, dass in 
Deutschland seit über einem Jahrhundert Berufsausbildung mit betrieblicher bzw. 
dualer Ausbildung in der öffentlichen Wahrnehmung gleichgesetzt wird und diese 
auch nach Gründung der Bundesrepublik nicht wie die Allgemeinbildung in die 
Regelungskompetenz der Länder gelegt worden ist, sondern nach Bundesrecht re-
guliert wird. Die Länder tragen zwar in der dualen Ausbildung für den schulischen 
Teil Verantwortung. Dieser aber ist in seinem Gewicht gegenüber der betrieblichen 
Ausbildung, die mit ihrem Ausbildungsangebot die berufsinhaltlichen Weichen 
stellt, sowohl in Bezug auf die fachspezifi sche Differenzierung der Angebote (Be-
rufsschulen müssen Fachklassen für die von den Betrieben angebotenen Berufe 
vorhalten) als auch rechtlich-institutionell in der Durchführung der Ausbildung 
(siehe unten) nachgeordnet.

Der politische und institutionelle Primat der dualen Ausbildung bis heute hat 
nicht verhindert, dass bereits sehr früh, am Ende des 19. Jahrhunderts, ein schuli-
sches Ausbildungssystem für berufl iche Tätigkeiten, die sich außerhalb des unmit-
telbaren Kontextes der Industrialisierung entwickelt haben (z. B. Pfl ege-, Betreu-
ungs- und Erziehungstätigkeiten), entstanden ist, das in der Bundesrepublik später 
der politischen Zuständigkeit der Länder zugewiesen wurde. Im Laufe des 20. Jahr-
hunderts kamen zu den vollqualifi zierenden schulischen Ausbildungen noch an-
dere schulische Angebote in Form von ein- und zweijährigen Berufsfachschulen 
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hinzu, die zu keinem anerkannten Ausbildungsabschluss führten. Später dann in 
der Bundesrepublik wurde das schulische Angebot durch das Berufsgrundbildungs- 
und das Berufsvorbereitungsjahr weiter ergänzt. Der traditionelle Vorrang der dua-
len Ausbildung ist angesichts dieser Entwicklung bis zu einem gewissen Grade seit 
Langem atavistisch und kontrafaktisch. Betrachtet man die Gesamtheit institutio-
nalisierter berufl icher Ausbildungsaktivitäten, so hat sich in den letzten Jahrzehn-
ten eine deutliche Verschiebung zugunsten schulischer – und das heißt rechtlich in 
Länderhoheit verankerter – Ausbildungsformen vollzogen. Greinert hat diesen 
Sachverhalt bereits 2006 mit einer einfachen Aufrechnung in die Diskussion ge-
bracht, die zum damaligen Zeitpunkt (2004) ein deutliches Übergewicht der schu-
lischen gegenüber den dualen Angeboten zeigt (vgl. Greinert 2006: 424). Die aktuel-
len Zahlen weisen in etwa einen Gleichstand dualer und vollzeitschulischer 
Ausbildungsangebote aus (vgl. Tab. 1.1.1).

Tabelle 1.1.1:  Ausbildungsanfänger nach dualen und vollzeitschulischen 
 Ausbildungsgängen 2013

duales System  

duale Ausbildung ohne BGJ kooperaঞ v 471.536 

BGJ kooperaঞ v  19.844 

Summe duales System 491.380 

vollzeitschulische Ausbildungsgänge  

Berufsfachschulen vollqualifi zierend außerhalb BBiG/HwO  15.437 

Fachgymnasien, HZB und schulische Berufsausbildung  3.709 

Berufsfachschulen, HZB und schulische Berufsausbildung  20.583 

Berufsfachschulen vollqualifi zierend außerhalb BBiG/HwO: Soziales, Erziehung, Gesundheit  65.007 

Schulen des Gesundheitswesens  64.278 

Fachschulen, Fachakademien, nur Erstausbildung  41.796 

vollqualifi zierende Berufsabschlüsse an Berufsfachschulen nach BBiG/HwO  4.792 

allgemeinbildende Programme an Berufsfachschulen (Erfüllung der Schulpfl icht bzw. Abschlüsse 
der Sek. I)

 49.394 

Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die eine berufl iche Grundbildung vermi  eln, die angerechnet  
werden kann

 

Berufsgrundbildungsjahr (Vollzeit/schulisch)  27.325 

Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die eine berufl iche Grundbildung vermi� eln, ohne Anrechnung  21.153 

Berufsvorbereitungsjahr inkl. einjähriger Berufseinsঞ egsklassen  41.340 

Bildungsgänge an Berufsschulen für erwerbstäঞ ge/erwerbslose Schüler ohne Ausbildungsvertrag  15.331 

Bildungsgänge an Berufsschulen für Schüler ohne Ausbildungsvertrag, die allgemeine Abschlüsse 
der Sek. I anstreben

 2.325 

Pfl ichtprakঞ ka vor der Erzieherausbildung an berufl ichen Schulen  3.890 

berufsvorbereitende Bildungsgänge (Bundesagentur für Arbeit)  47.264 

Einsঞ egsqualifi zierung (Bundesagentur für Arbeit)  11.260 

Summe vollzeitschulische Ausbildungsgänge 471.003 

nachrichtlich: Maßnahmen der Arbeitsverwaltung an berufl ichen Schulen  23.796

Quellen: Staঞ sঞ sche Ämter des Bundes und der Länder, Integrierte Ausbildungsberichtersta� ung; eigene Berechnungen
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Die Struktur der Berufsausbildung der Länder in Vollzeit (vgl. Tab. 1.1.1) lässt sich 
in drei Typen unterteilen: zum einen die vollqualifi zierenden Ausbildungsgänge in 
Berufen außerhalb BBiG/HwO, die nach Länderrecht reguliert werden und zu de-
nen auch die Ausbildungsgänge in Schulen des Gesundheitswesens zählen; zum 
anderen die Ausbildungen in Berufen nach BBiG/HwO; schließlich die Ausbil-
dungsgänge, die zu keinem vollqualifi zierenden Ausbildungsabschluss führen, son-
dern eher berufsvorbereitenden Charakter tragen und überwiegend dem Über-
gangssystem zugerechnet werden.

Die Gruppe der vollzeitschulischen Ausbildungsangebote außerhalb der BBiG-/
HwO-Berufe umfasste 2013 gut 200.000 Ausbildungsanfänger (vgl. Tab. 1.1.1), wo-
bei mit annähernd 130.000 die Ausbildungsangebote der Berufsfachschulen für So-
ziales, Erziehung und Gesundheit und die Schulen des Gesundheitswesens den 
Hauptanteil repräsentieren und in den letzten Jahren stark angestiegen sind. Dem-
gegenüber sind die schulischen Angebote für kaufmännische und technische (As-
sistenz-)Berufe eher rückläufi g oder stagnierend (vgl. AGBB 2014: 100). Der starke 
Anstieg der Sozial-, Erziehungs- und Gesundheitsberufe folgt dem Beschäftigten-
strukturwandel in Richtung auf Dienstleistungsberufe und dem in neuester Zeit 
stark gestiegenen Bedarf des Arbeitsmarktes an den entsprechenden Fachkräften 
(z. B. Erzieher für Kindertagesstätten, Altenpfl eger, Krankenpfl eger). Insofern ist 
auch für die Zukunft ein Anstieg dieses (schulischen) Ausbildungstyps zu erwar-
ten. 

Die zweite Gruppe vollzeitschulischer Ausbildungen, die Ausbildung in BBiG-/
HwO-Berufen, ist, bezogen auf die Gesamtheit vollzeitschulischer Ausbildungen, 
mit knapp 5.000 Anfängern bzw. 2,5 Prozent der Neuanfänger fast verschwindend 
gering und im letzten Jahrzehnt stark rückläufi g, nachdem sie 2004 noch mehr als 
17.000 Neuanfänger umfasste (vgl. Greinert 2006: 424). Die Tatsache des geringen 
Anteils der BBiG-/HwO-Berufe ist erklärungsbedürftig. Sie lässt sich im Wesent-
lichen auf die komplizierte Rechtslage in der Berufsausbildung zurückführen. Ob-
wohl die Länder prinzipiell auch in Berufen des dualen Systems (BBiG/HwO) aus-
bilden dürfen, haben sie die Möglichkeit bisher nur sehr zurückhaltend genutzt, 
und zwar auch in den Jahren des starken Mangels an betrieblichen Ausbildungs-
plätzen (vgl. AGBB 2014: 277). Den Grund für diese Zurückhaltung, die schulisch 
organisierte Ausbildungskompensate für fehlende betrieb liche Angebote verhin-
dert, wird man vor allem darin zu suchen haben, dass schulisch organisierte duale 
Berufsausbildungen nur als Sonderregelungen durchgeführt werden dürfen. Den 
Vorrang der betrieblichen vor einer vollzeitschulischen Ausbildung in den (dualen) 
Ausbildungsgängen nach BBiG/HwO haben die Sozialpartner und Kammern auch 
bei der Neufassung des Berufsbildungsgesetzes gegen politische Intentionen, ihn 
aufzuheben, weiter durchgesetzt. In allen Vorschlägen zur Veränderung der Gover-
nancestruktur der dualen Ausbildung sind die Länder im Novellierungsverfahren 
des BBiG mehr oder weniger gescheitert (vgl. Greinert 2006: 423 ff.). Der in der 
Bundesgesetzgebung wie im öffentlichen Bewusstsein fest verankerte Vorrang der 
dualen Ausbildung hat neben den besonderen historischen Traditionslinien einzel-
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ner Schulberufe die Struktur der Ausbildungspolitik negativ geprägt und strahlt auf 
alle nicht dualen Ausbildungsgänge (im Sinne einer Abwertung) aus. 

Die dritte Gruppe von Berufsbildungsangeboten der Länder, deren quantitative 
Bedeutung in den letzten 20 Jahren immer entschieden größer – zeitweise mehr als 
doppelt so groß – war als die vollqualifi zierenden Angebote (vgl. AGBB 2014: 99), 
kann man am ehesten als Übergangs- und/oder Ergänzungsangebote vor Aufnahme 
einer vollqualifi zierenden Ausbildung oder Eintritt in den Arbeitsmarkt charakteri-
sieren. Bei diesen Angeboten kommt den berufsvorbereitenden/-grundbildenden 
Maßnahmen an Berufsfachschulen, im Berufsvorbereitungs- oder Berufsgrundbil-
dungsjahr sowie bei den Berufsbildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) das stärkste Gewicht zu. Da die Übergangs- und Ergänzungsangebote dazu 
dienen sollen, die Chancen von Jugendlichen – häufi g aus eher bildungsfernen Mi-
lieus oder mit Migrationshintergrund – zu verbessern, wird darauf zu achten sein, 
wieweit die Investitionen und Formen bei solchen Maßnahmen nach Ländern diffe-
rieren. 

Die skizzierten Berufsbildungsaktivitäten der Länder zeigen, wie stark auch das 
duale Berufsbildungssystem von den Ausbildungsleistungen der Länder abhängig 
ist: nicht nur in den theoretischen Ausbildungsangeboten der Teilzeitberufsschule, 
sondern besonders auch in dem ganzen Feld der Angebote von Berufsgrundbildung 
und -vorbereitung. Die Letzteren trugen im letzten Jahrzehnt erheblich dazu bei, 
dass – insbesondere bildungsbenachteiligte – Jugendliche eine betriebliche Lehre 
beginnen konnten. Für beide Zentralperspektiven des Ländermonitors berufl iche 
Bildung, ökonomische Leistungsfähigkeit und soziale Chancengerechtigkeit, er-
bringt die Berufsbildungspolitik der Länder wesentliche Beiträge. 

Die skizzierte komplizierte institutionelle Struktur in der Berufsausbildung 
muss man im Auge behalten, wenn man die Ausbildungssituation und die Berufs-
bildungspolitik in den Bundesländern prüft. Es ist nicht auszuschließen, dass das 
traditionelle deutsche Bildungs-Schisma zwischen Allgemeinbildung und beruf-
licher Ausbildung in der Berufsbildungspolitik der Länder zuungunsten der beruf-
lichen Schulen nachwirkt und dadurch verstärkt wird, dass wegen der im Vergleich 
mit den allgemeinbildenden Schulen komplexeren Akteursarena in der Berufsbil-
dungspolitik – neben den Auszubildenden und ihren Eltern spielen Kammern, 
 Unternehmen, Sozialpartner, Arbeitsverwaltung u. a. eine Rolle – Berufsbildungs-
politik die Länder mit komplexeren Herausforderungen konfrontiert als ihre Schul-
politik in der Allgemeinbildung.

Bis hierher sind die Länder als berufsbildungspolitische Akteure in ihren Zustän-
digkeiten und ihrem komplizierten Handlungsgefl echt skizziert worden. Als zweite 
Begründung für die Wichtigkeit eines Ländermonitors kann man die Länderebene 
als sozioökonomischen Raum und Kontext für Berufsausbildung aufführen. Ausbil-
dungseinrichtungen und -prozesse – gleich welcher Organisationsform – sind im-
mer in regionale soziale und ökonomische Kontexte eingebunden, die ihre Hand-
lungsmöglichkeiten prägen. Vor allem im Hauptsektor der Ausbildung, im dualen 
System, wird die Ausbildung stark von der regionalen Wirtschafts- und Arbeits-
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marktstruktur im Ausbildungsplatzangebot und im Bedarf an Qualifi kationen und 
Fachkräften beeinfl usst. (Ein stark industriell von Automobilindustrie und Maschi-
nenbau geprägtes Land wie Baden-Württemberg wird andere Ausbildungsbedin-
gungen aufweisen als ein stark durch Dienstleistungen geprägter Stadtstaat wie 
Hamburg.) 

Da dieser Sektor marktmäßig organisiert ist, spielen Ausbildungsbereitschaft, 
-bedarf und -ressourcen der Betriebe eine zentrale Rolle. Jedoch auch für die schuli-
sche Ausbildung hat die regionale Wirtschaftskraft über das Steueraufkommen von 
Land und Kommunen, die für die personelle und sächliche Ausstattung der Berufs-
schulen verantwortlich sind, ebenso eine hohe Bedeutung wie Arbeitsmarkt und 
Beschäftigungsstruktur als Bezugspunkte für die schulischen Ausbildungsplatz-
angebote.

Dabei ist die Länderebene allenfalls als politischer Verwaltungsraum in Gestalt 
des einzelnen Bundeslandes eine Einheit. Als sozioökonomischen Kontext wird 
man die einzelnen Bundesländer allenfalls bei den Stadtstaaten als relativ einheit-
lich verstehen können. Für die großen Flächenstaaten wird man von einer Hetero-
genität sozioökonomischer Kontexte ausgehen müssen und diese auch bei der Erklä-
rung der Ausbildungsleistungen zu berücksichtigen haben. 

Heterogenität sozialräumlicher Kontexte und wirtschaftlicher Leistungskraft 
zwischen den Bundesländern verbietet es auch, ein Länderranking mit dem Länder-
monitor berufl icher Bildung anzustreben. Ziel kann nur der Aufweis von Unter-
schieden zwischen den Ländern in der Leistungsfähigkeit und berufl ichen Chan-
cenvermittlung der Ausbildungssysteme sein sowie der Versuch, diese Unterschiede 
mit Blick auf Kontextbedingungen und berufsbildungspolitisches Handeln zu er-
klären. 

1.2  Zielperspekঞ ve und normaঞ ve Begründung

Da die Länder sowohl als sozioökonomischer Berufsbildungsraum als auch auf-
grund ihrer politischen Zuständigkeiten als berufsbildungspolitischer Akteur zen-
trale Bedeutung für die Gestaltung der Berufsausbildung haben (vgl. Kap. 1.1), 
 erscheint eine Ausbildungsberichterstattung auf Länderebene überfällig. Dass sie 
bisher nur sehr rudimentär in den großen Bildungs- und Berufsbildungsberichts-
systemen erfolgt ist, lässt sich zum einen darin begründet sehen, dass im deutschen 
Föderalismus die Länder vor allem als verantwortlich für schulische (Allgemein-)
Bildung und Hochschulen defi niert sind, zum anderen der Hauptsektor der Berufs-
ausbildung, das duale System, nach Bundesrecht organisiert wird. 

Ein erstes Ziel des Ländermonitors ist es deswegen, die Bedeutung der Länder in 
der Berufsausbildung ins öffentliche Bewusstsein zu rücken. Weil die Länder ein 
zentraler berufsbildungspolitischer Akteur sind, ist es darüber hinaus an der Zeit, 
kritisch zu fragen, wie sie diese Rolle wahrnehmen und mit welchen Problemen 
Berufsausbildung auf der Länderebene konfrontiert ist. Politikkonzepte und Prob-
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lemkonstellationen für Berufsausbildung variieren zwischen den Ländern. Mit 
 welchen Effekten für Ausbildungsgestaltung und Arbeitsmarkt sie das tun, kann 
zwischen den Ländern wechselseitige politische Lernchancen im Umgang mit der 
Aufgabe Berufsausbildungsgestaltung unter wechselnden Kontextbedingungen er-
öffnen. 

Wie für andere institutionalisierte Bildungsbereiche gelten auch für die Berufs-
ausbildung jene drei zentralen Ziele, über die in Politik und Wissenschaft als Maß-
stab für die Qualität von Bildungssystemen Konsens besteht: (1) »Individuelle Re-
gulationsfähigkeit«, d. h. die Fähigkeit des Individuums, »sein Verhalten und sein 
Verhältnis zur Umwelt, die eigene Biographie und das Leben in der Gemeinschaft 
selbstständig zu planen und zu gestalten«; (2) Sicherung und Weiterentwicklung 
der »Humanressourcen« in der doppelten Perspektive des qualitativen und quanti-
tativen Arbeitskräftebedarfs der Volkswirtschaft und der individuellen berufl ichen 
Handlungsfähigkeit in der Arbeit und auf dem Arbeitsmarkt; (3) Förderung von 
»gesellschaftlicher Teilhabe und Chancengleichheit« (vgl. Konsortium Bildungsbe-
richterstattung 2006: 2). 

Diese erstmals im Konsens von Wissenschaft und Politik als Grundlage für den 
nationalen Bildungsbericht formulierten Ziele sollen für alle Bereiche und Stufen 
des Bildungssystems, auch für die Berufsausbildung, in gleicher Weise gelten. 
Wenn im Folgenden für den Ländermonitor berufl iche Bildung vor allem auf das 
zweite und dritte Ziel genauer eingegangen wird, liegt das vor allem daran, dass für 
das erste Ziel, das mit den beiden anderen als inhaltliche Basis individueller Kom-
petenzen verbunden ist, Daten fehlen. Dieser Mangel sollte aber nicht zu dem Miss-
verständnis verleiten, dass für die Berufsausbildung individuelle Mündigkeit und 
selbstständige Biographiegestaltung in der Gemeinschaft weniger Bedeutung als in 
der Allgemeinbildung hätten. Die beiden im Zentrum des Ländermonitors stehen-
den normativen Kategorien der ökonomischen Leistungsfähigkeit und der sozialen 
Chancengerechtigkeit sind in der Realität der Berufsausbildung untrennbar mitein-
ander verbunden und werden in den gleichen Ausbildungsprozessen angestrebt. 
Ihre analytische Unterscheidung ist gleichwohl wichtig, weil die mit ihnen jeweils 
verbundenen Betrachtungsperspektiven auf unterschiedliche zentrale gesellschaft-
liche Funktionen der Berufsausbildung zielen.

1.2.1 Ökonomische Leistungsfähigkeit

In der Bildungsökonomie besteht seit ihren Anfängen Konsens darüber, dass öko-
nomische Leistungsfähigkeit eine zentrale Größe für die Entwicklung von Bil-
dungssystemen und zur Legitimation von Bildungsinvestitionen von Staaten wie 
auch von Privatpersonen ist (vgl. Becker 1964). Herkömmlicherweise wurde in der 
Humankapital-Theorie die ökonomische Leistungsfähigkeit vorrangig in Einkom-
mens- oder Wertzuwachsgrößen gemessen und in Relation zu Bildungsinvestitio-
nen gesetzt, um die Effektivität von Bildungsausgaben zu erfassen. Monetäre Out-
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put-Größen und ihre Relation zu wie auch immer getätigten Bildungsinvestitionen 
(in Geld- oder Zeitgrößen) spielen im Zusammenhang des Ländermonitors als Hin-
tergrundvariable nur eine indirekte Rolle. Sie sind zwar weder für die Ausbildungs-
investitionen der Unternehmen noch der Bundesländer nebensächlich, lassen sich 
aber methodisch nicht eindeutig im Kontext der Gesamtheit der privaten und öf-
fentlichen Bildungsausgaben als Berufsbildungseffekte erfassen, können auch zu-
mal für die Berufsbildungspolitik der Länder nicht die alleinige Legitimation abge-
ben (bei Unternehmen könnte sich das anders darstellen).

Beim Ländermonitor berufl iche Bildung steht mit dem Bezug auf Arbeitskraft 
die andere Dimension ökonomischer Leistungsfähigkeit im Zentrum, durch die 
Produktivitäts- und Einkommenseffekte erst möglich werden. In der internationa-
len Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik wie auch in der sie stützenden 
Forschung ist man sich darüber einig, dass eine gute berufl iche Ausbildung einen 
substanziellen Beitrag zur wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men leisten und damit auch die Wohlfahrt von Staaten und Regionen fördern kann 
(OECD 2010). Dies gilt verstärkt unter den Bedingungen einer zunehmend wissens-
basierten Ökonomie, in der ungelernte Tätigkeiten in der Tendenz rückläufi g sind 
und sich das qualifi katorische Anforderungsniveau bei der Mehrheit der Arbeits-
plätze erhöht. 

Die Betrachtungsperspektive auf Arbeitskraft und Humanressourcen hat eine 
individuelle, auf die berufl iche Handlungsfähigkeit der künftigen Erwerbstätigen 
bezogene, und eine institutionelle, markt- und unternehmensbezogene Seite, bei 
der es um die Sicherstellung und Weiterentwicklung des quantitativen und qualita-
tiven Arbeitskräftepotenzials geht. Die individuelle Dimension der Leistungsfähig-
keit umfasst die Kompetenzen und Fertigkeiten, die erforderlich sind, damit ein 
Auszubildender nach Ausbildungsabschluss sich selbstständig und in der Koopera-
tion mit anderen in der betrieblichen Arbeit und auf dem Arbeitsmarkt bewegen 
und seine Berufsbiographie gestalten kann; berufl iche Handlungsfähigkeit zu ver-
mitteln, ist dem Berufsbildungssystem als Ziel und Auftrag gesetzlich zugewiesen 
(vgl. BBiG 2005 § 1).

Bei der institutionellen Dimension der Bereitstellung von Humanressourcen ste-
hen Passungsprobleme zwischen den in der Ausbildung vermittelten Kompetenzen 
und den Anforderungen und Bedarfen der Unternehmen und des Arbeitsmarktes 
im Zentrum und ist zu fragen, wieweit es dem Ausbildungssystem gelingt, die qua-
litative und quantitative Nachfrage zu decken. Diese Frage ist nicht einzelwirtschaft-
lich auf der Ebene eines Berufs oder eines Betriebs, sondern mit Blick auf den Ar-
beitsmarkt und die mittelfristig zu erwartende Berufsstruktur zu beantworten. In 
jüngster Zeit sind beispielsweise die hohen Jugendarbeitslosigkeitsquoten in eini-
gen europäischen Ländern wie Griechenland, Spanien, Frankreich und Schweden 
auch als Ausdruck eines Mismatches zwischen den Qualifi kationen der Jugend-
lichen und dem Bedarf am Arbeitsmarkt interpretiert worden, vor allem zwischen 
mangelnden Ausbildungsangeboten und zunehmenden Qualifi kationsanforderun-
gen am Arbeitsmarkt (vgl. Baethge 2014).
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Die Suche nach geeigneten Indikatoren für die Leistungsfähigkeit des Ausbil-
dungssystems auf Länderebene steht vor mehreren schwer lösbaren Problemen. 
Zum einen ist die Frage, welche Kompetenzen berufl icher Handlungsfähigkeit 
Auszubildenden tatsächlich in der Ausbildung vermittelt werden, nicht direkt in 
Outcome-Größen zu beantworten, da entsprechende repräsentative Untersuchun-
gen fehlen. In berufsbildungspolitischen Debatten wird die Frage zumeist mit dem 
Kunstgriff umgangen, dass die Input-Qualität der in den Berufsbildern niederge-
legten Kompetenzen für jeden, der eine Ausbildung erfolgreich absolviert hat, auch 
der Outcome-Qualität entspricht. Da die Gleichung Input-Qualität = Outcome-Qua-
lität wissenschaftlich nicht sehr überzeugend ist, wird man an der Quote erfolg-
reich abgeschlossener Ausbildungen auch nicht die individuellen Kompetenzprofi le 
ablesen können. Ausbildungserfolge oder -misserfolge lassen sich höchstens für die 
Beurteilung der Leistungsfähigkeit von Ausbildungssystem und -einrichtungen he-
ranziehen. Individuelle berufl iche Handlungskompetenz ist allenfalls indirekt aus 
berufl ichen Übergängen und Verläufen nach Ausbildungsabschluss abzuleiten, 
und dies am ehesten im Vergleich von Absolventengruppen mit unterschiedlichen 
berufl ichen und persönlichen sozialen Merkmalen und zudem unter der Unsicher-
heit, dass schwer entscheidbar ist, wieweit Verläufe auf individuelle Kompetenzen, 
wieweit auf außerindividuelle Gelegenheitsstrukturen zurückzuführen sind.

Bei den institutionellen Leistungseffekten der Berufsausbildung ist im Auge zu 
behalten, in welchem Zeitrahmen und wie eng bezogen auf die regionale Beschäfti-
gungsstruktur Effekte – z. B. berufl iche Passung und Ausbildungsadäquanz – ge-
messen werden sollen. Es kann durchaus sein, dass dasselbe Ausbildungsplatzange-
bot in einem Bundesland zur Nachfrage passt, in einem anderen aber nicht und 
beide Konstellationen mit Blick auf längerfristige Berufsstrukturentwicklungen 
problematisch sind. Die Suche nach geeigneten Indikatoren für die Leistungsfähig-
keit von Länder-Berufsbildungssystemen erscheint am ehesten bei Indikatoren zum 
quantitativen Versorgungsgrad mit Ausbildungsangeboten zwischen den Ländern 
erfolgversprechend. Überall, wo qualitative Dimensionen berufl icher Differenzie-
rung eine Rolle spielen, ist Vorsicht geboten. Auch diese Einsicht hat dazu geführt, 
dass der Ländermonitor berufl iche Bildung sich auf wenige Indikatoren konzent-
riert (vgl. Kap. 2.2). 

1.2.2 Soziale Chancengerechtigkeit 

Soziale Chancengerechtigkeit ist lange Zeit in der bildungspolitischen und wissen-
schaftlichen Diskussion unter dem Konzept der Chancengleichheit erörtert worden. 
Den Ausgangspunkt bildete dabei in der frühen Bildungsreformdebatte der 1960er-
Jahre ein liberal-demokratisches Verständnis von Chancengleichheit, nach dem 
diese gegeben ist, wenn keine formalen, gesetzlich verankerten Zugangsbarrieren 
für Kinder unterschiedlicher sozialer Herkunft bei Ausbildungseinrichtungen vor-
liegen und die Verteilung von Schülern oder Auszubildenden auf die in ihrem Aus-
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bildungsprogramm unterschiedlich bewerteten Schul-/Ausbildungstypen proportional 
zur Repräsentanz der Herkunftsgruppen an der Gesamtbevölkerung erfolgt. Ein sol-
ches Verständnis von Chancengleichheit hat historisch – eventuell auch heute noch – 
die Wahrnehmung besonders krasser sozialer Ungleichheit beispielsweise im Zu-
gang zu höherer und Hochschulbildung ermöglicht. Aber es ist kein angemessener 
Maßstab für Chancengerechtigkeit von Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen.

Die Argumente dafür, warum es kein adäquater Maßstab für Chancengleichheit 
ist, sind in der wissenschaftlichen und bildungspolitischen Diskussion schon früh 
hinreichend ausgebreitet worden. Man kann sie mit Rolff in ein eher pädagogisches 
Argument zur gesellschaftlichen Rolle von Bildung und ein eher soziologisches Ar-
gument zu den Bedingungen von institutionalisierten Bildungsprozessen in einer 
konstitutiv auf Ungleichheit aufgebauten Gesellschaft differenzieren. Das pädagogi-
sche Argument lässt sich bis zu den Klassikern der Erziehungswissenschaft zu-
rückverfolgen und wird schon 1826 von Schleiermacher auf den Punkt gebracht: 
Erziehung trete immer in einen von äußeren Verhältnissen vorgegebenen Ungleich-
heitszustand ein, dem sie entgegenwirken müsse. »Denn es wäre frevelhaft, die Er-
ziehung so anzuordnen, dass die Ungleichheit absichtlich und gewaltsam festgehal-
ten wird auf dem Punkt, auf welchem sie steht« (Schleiermacher 1826, zitiert nach 
Rolff 1983: 361). Das soziologische Argument aus der jüngeren Vergangenheit zielt 
darauf ab, dass ein (Aus-)Bildungssystem, das nach den Prinzipien des Wettbewerbs 
und der Leistungsgerechtigkeit organisiert ist, trotz genereller Zugänglichkeit für 
alle Bevölkerungsgruppen notwendigerweise soziale Ungleichheit reproduziere 
(u. a. Bourdieu und Passeron 1971; vgl. Rolff 1983: 361 ff.).

In der weiteren Bildungsdebatte ist ein materialer Begriff von Chancengleichheit/
-gerechtigkeit gegen die liberalen Prinzipien von Bildungswettbewerb und Leis-
tungsgerechtigkeit, durch die die kontinuierliche Verfestigung der gesellschaft-
lichen Statusreproduktion durch das Bildungssystem gesichert worden ist, ins Spiel 
gebracht worden: Gegen die fortbestehende soziale Ungleichheit habe das (Aus-)
Bildungssystem kompensatorisch zu wirken, um gleichberechtigte gesellschaftli-
che Teilhabe zu fördern. Es muss hier nicht die lange Debatte darüber neu aufgerollt 
werden, ob und wieweit Bildungseinrichtungen dazu in einer auf Ungleichheit auf-
gebauten Gesellschaft überhaupt in der Lage sind. Es geht um normative Perspekti-
ven, auf die Bildung und Ausbildung zu verpfl ichten sind, auch wenn ihre Einlö-
sung immer nur annäherungsweise gelingen kann.

Die Perspektive auf gesellschaftliche Teilhabe als Bezugspunkt für Chancengerechtig-
keit von Bildung/Ausbildung ist nicht mehr aus der Welt zu schaffen. Sie hat in den 
letzten Jahren sowohl wissenschaftlich durch die Rezeption der sozialphilosophi-
schen Gerechtigkeitskonzepte von John Rawls (1979) und Martha Nussbaum (1990) 
sowie der ökonomischen Theorie von Amartya Sen als auch politisch durch wich-
tige Proklamationen wie die UN-Behindertenrechtskonvention von 2006 oder die 
»Armuts- und Reichtumsberichterstattung« und den »Erste(n) Gleichstellungsbe-
richt« der Bundesregierung (2005, 2008, 2011) Auftrieb erhalten. In unserem Zu-
sammenhang kann Teilhabe vorerst als Sensitivity Concept fungieren.
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Berufsausbildung kann in besonderem Maße als Institution angesehen werden, 
die Teilhabechancen vermittelt, da sie einen doppelten Bezug zu gesellschaftlicher 
Teilhabe aufweist: zum einen durch die Entwicklung langfristig wirkender indivi-
dueller Kompetenzen und Fähigkeiten und zum anderen durch den direkten Bezug 
auf Arbeit als Medium materieller Lebensgestaltung, sozialer Einbindung und 
Kommunikation. Man kann sie mit Sen als Institution defi nieren, die Verwirk-
lichungschancen (Capabilities) par excellence schafft, da sie eine wichtige Voraus-
setzung dafür ist, dass Menschen durch qualifi zierte Arbeit »ein von ihnen als sinn-
voll erkanntes Leben« führen können (vgl. Sen 2002: 22). Wie und mit welchen 
Teilhabeperspektiven die Berufsbildung in den Ländern dies für Individuen unter-
schiedlicher Herkunft und unterschiedlicher Ansprüche schafft, ist die Betrach-
tungsrichtung. 

Der Aspekt der Verwirklichungschancen umschreibt im hier thematisierten Zu-
sammenhang zunächst eine komplexe Relation zwischen Individuum (Auszubil-
denden bzw. Ausbildungsinteressierten) und Ausbildungsinstitutionen. Bezogen 
auf diese Relation ist zu fragen, welche (Ausbildungs-)Ressourcen wie und nach 
welchen sozialen Personenmerkmalen in Teilhabeergebnisse umgewandelt werden 
(in der Sprache Sens). Diese Frage kann die Indikatorensuche anleiten, wobei von 
vornherein der mit der Datenverfügbarkeit einhergehende methodische Reduktio-
nismus den Umfang der Indikatoren zeitlich und inhaltlich auf die Kennziffern 
begrenzt, die durch (statistische) Daten abgebildet werden können. Zu ihnen zählen 
Daten zum Übergang vom allgemeinbildenden Schul- in das berufl iche Ausbil-
dungssystem und zum Ausbildungsverlauf nach personenbezogenen sozialen 
Merkmalen. Analog zu Eintritt und Verlauf sind Daten zu Abschlüssen und Über-
gängen in Arbeitsmarkt und Beschäftigungssystem als Output-Indikatoren heran-
zuziehen (vgl. die Indikatoren in 2.3). Die von der Datenverfügbarkeit begründete 
Konzentration auf diese Aspekte bedeutet, dass kaum Aussagen über soziale und 
kognitive Kompetenzen, die in der Berufsausbildung erworben werden und für in-
dividuelle Verwirklichungschancen wichtig sind, gemacht werden können. 

1.3 Das Konzept berufl icher Bildung

Bei dem im Ländermonitor berufl iche Bildung zugrunde gelegten Konzept von 
 Berufsausbildung ist die institutionell-funktionale Seite von der auf Inhalte und 
Prozesse zielenden Seite zu unterscheiden, die die normativen Perspektiven des 
Ländermonitors (vgl. 1.2) einlösen sollte. Institutionell orientiert sich das Konzept 
an den drei großen Sektoren von Berufsausbildung unterhalb der Hochschulebene, 
die in dieser Form mit hoher Verbindlichkeit für die berufsbildungspolitische De-
batte in Deutschland erstmals vom nationalen Bildungsbericht (AGBB 2006) syste-
matisiert worden sind:
1. am dualen System der Berufsausbildung, in dem hauptsächlich in Betrieben mit 

begleitendem Berufsschulunterricht für anerkannte Ausbildungsberufe nach 
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dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder der Handwerksordnung (HwO) ausgebil-
det wird;

2. am Schulberufssystem, in dem in vollzeitschulischer Form in Verantwortung 
von Schulträgern (freien Trägern oder Berufsschulen), die durch Landesgesetz-
gebung kontrolliert werden, in gesetzlich anerkannten Berufen ausgebildet wird;

3. am berufl ichen Übergangssektor, in dem alle Maßnahmen und (Aus-)Bildungs-
angebote zusammengefasst sind, die unterhalb einer vollqualifi zierenden Be-
rufsausbildung liegen bzw. zu keinem anerkannten Ausbildungsabschluss 
 führen, sondern berufsvorbereitenden und/oder die Allgemeinbildung von 
Schulabsolventen verbessernden Charakter haben (vgl. Konsortium Bildungs-
berichterstattung 2006: 79).

Alle drei Sektoren haben in den Ländern jeweils ein unterschiedliches Gewicht und 
differieren auch in der Angebotsstruktur – z. B. nach Berufen und Schultypen – er-
heblich. Ein Blick in die »Übersicht der Schulartengliederung und institutionellen 
Zuordnungen in den Statistiken der berufl ichen Schulen« (vgl. Statistisches Bun-
desamt, verschiedene Jahrgänge) macht sichtbar, dass in 16 Ländern 16 unterschied-
liche Ausbildungssystemstrukturen anzutreffen sind und nicht sicher ist, ob sich 
hinter den statistischen Kennziffern jeweils ein identisches Ausbildungsangebot 
verbirgt. Dies macht eine der methodischen Unsicherheiten des Monitors beruf-
liche Bildung auf Länderebene aus. Gleichwohl bilden die länderspezifi schen Ange-
bote in den drei Sektoren eine zentrale Grundlage für den Ländervergleich. Auf 
dieser Grundlage lassen sich sowohl mit Blick auf Leistungsfähigkeitsmerkmale 
Vergleiche zwischen Angeboten und Fachkräftenachfrage als auch mit Blick auf die 
Dimension der sozialen Chancengerechtigkeit Verteilungen der sektoralen Ausbil-
dungsangebote auf Personenmerkmale der ausbildungsinteressierten Jugendlichen 
beschreiben.

Die Relationen von Arbeitskräftebedarfs- oder sozialen Personenmerkmalen zu 
den formalen sektoralen Angebotskategorien erschließen nur eine Dimension von 
Leistungsfähigkeit und Chancengerechtigkeit der Berufsausbildung. Die andere 
 Dimension betrifft die Qualität der Berufsausbildung: ob sie zum einen der inhalt-
lich-qualifi katorischen Nachfrage des Arbeitsmarktes und Beschäftigungssystems 
gerecht wird und ob sie zum anderen die Ansprüche der Auszubildenden auf beruf-
liche Entfaltung und Teilhabe erfüllen hilft. Zur Beantwortung beider Perspekti-
ven, Arbeitsmarkt und persönliche Entfaltung, bedarf es qualitativer Merkmale zur 
Wirkung der Ausbildung auf persönliche Verläufe und Übergänge in Beschäfti-
gung. Hierzu können beispielsweise Merkmale dazu, wie erfolgreich Auszubil-
dende eine Ausbildung durchlaufen und wie durchlässig sich die Ausbildung für 
die Berufsbildungsbiographie erweist, auf der persönlichen Ebene Auskunft geben. 
Auf der systemischen Ebene des Arbeitsmarktes lassen sich Passungsprobleme zwi-
schen  Qualifi kationsangeboten und -nachfrage, die sich z. B. in berufs- und qualifi -
kationsspezifi schen Beschäftigungs- und Arbeitslosenquoten äußern können, als 
Ausdruck mangelnder ökonomischer Leistungsfähigkeit verstehen. 
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1.4  Zur Methode des Ländermonitors berufl iche Bildung und ihren 
 Problemen

Da der Ländermonitor berufl iche Bildung keine einmalige Bestandsaufnahme an-
strebt, sondern auf Wiederholbarkeit angelegt sein soll, können qualitative Daten 
aus Fallstudien nicht die Hauptinformationsquelle abgeben. Es sind vielmehr quan-
titative Daten erforderlich, die regelmäßig erhoben werden. Die zweite Bedingung 
für die Datenqualität ergibt sich aus dem Vergleich von 16 Bundesländern: Die Da-
ten sollten in allen Ländern verfügbar sein. Aus beiden Bedingungen, Wiederhol-
barkeit und Ländervergleich, folgt, dass als Hauptquelle nur amtliche Daten, die in 
allen 16 Ländern regelmäßig erhoben werden, oder repräsentative Surveys für alle 
Länder fungieren können.

Diese Bedingungen für die Datenqualität erfüllt am ehesten die Berufsbildungs-
statistik für die duale Ausbildung, die als Bundesstatistik durch Berufsbildungsge-
setz (§ 88 BBiG) geregelt und bundeseinheitlich für alle 16 Länder erhoben wird. Für 
die schulische Berufsausbildung, die in der Verantwortung der Länder liegt, gilt 
diese Einheitlichkeit nicht. Da sich die schulischen Berufsbildungssysteme der Län-
der sowohl in der Vielfalt der Angebote als auch in den Bezeichnungen für weitge-
hend gleiche Angebote (in einem Land z. B. »Berufsschulen«, in einem anderen 
»Berufskollegs«) unterscheiden (vgl. Kap. 1.3), sind für diesen Teil der Berufsausbil-
dung die statistischen Daten in ihrer Vergleichbarkeit sehr gründlich zu prüfen. Die 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktstatistik, die ihre spezifi sche Bedeutung für die 
Übergänge von der Ausbildung in den Arbeitsmarkt und für die Analyse von Pas-
sungsproblemen zwischen Angebot und Nachfrage in der Berufsausbildung hat, 
stellt bundeseinheitlich Daten auch in Länderabgrenzungen bereit.

Der Ländermonitor berufl iche Bildung orientiert sich an dem Indikatorenkon-
zept des nationalen Bildungsberichts, das sich inzwischen in den meisten Länder- 
und kommunalen Bildungsberichten durchgesetzt hat und selbst an internationale 
Begriffskonventionen anschließt (vgl. Scheerens, Glas und Thomas 2003). Es diffe-
renziert die Indikatoren in den beiden Hauptteilen zur ökonomischen Leistungsfä-
higkeit und sozialen Chancengerechtigkeit nach dem international üblichen Modell 
Input–Prozess–Output/Outcome, das ergänzt wird durch Kontextmerkmale, die die 
sozioökonomische Einbettung der Berufsausbildung in den Ländern sichtbar ma-
chen.

Der Bericht ist in zwei Hauptteile gegliedert: Der erste beinhaltet das Konzept 
und den Ländervergleich für jede der beiden Leitdimensionen der Leistungsfähig-
keit und der Chancengerechtigkeit; der zweite präsentiert 16 Länderberichte, in de-
nen für jedes Land die spezifi schen Kontextbedingungen und die landestypischen 
Entwicklungsmerkmale und Probleme der Berufsausbildung dargestellt werden.
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2  Leistungsfähigkeit und Chancengerechঞ gkeit: 
ein Vergleich zwischen den Bundesländern

Vergleich der Bundesländer

2.1  Diff erenzen in sozioökonomischen Handlungsbedingungen und berufs-
bildungspoliঞ schen Schwerpunkten zwischen den Bundesländern 

Sozioökonomische Handlungsbedingungen

Dem Ländermonitor liegt das im nationalen Bildungsbericht entwickelte 3-Sekto-
ren-Modell für die berufl iche Bildung zugrunde:
 • das duale System aus betrieblicher Ausbildung und teilzeitschulischer Unterwei-

sung in fachtheoretischen und allgemeinbildenden Fächern in der Berufsschule; 
Ausbildungsinhalte und Ausbildungsplatzangebote des in der Dualität dominie-
renden betrieblichen Ausbildungsteils werden durch Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) oder Handwerksordnung (HwO) auf Bundesebene geregelt;

 • das Schulberufssystem, das die Ausbildung für einen gesetzlich – in der Regel 
nach Landesrecht – anerkannten Beruf in vollzeitschulischer Form in Verant-
wortung des Schulträgers betreibt;

 • der Übergangssektor, in dem (Aus-)Bildungsangebote zusammengefasst sind, 
die zu keinem anerkannten Ausbildungsabschluss führen, sondern auf Berufs-
vorbereitung und Verbesserung der individuellen Kompetenzen von Jugend-
lichen zur Aufnahme einer Ausbildung oder Beschäftigung und gegebenenfalls 
auf Nachholen eines allgemeinbildenden Abschlusses zielen (vgl. Konsortium 
Bildungsberichterstattung 2006: 79).

Die Verteilung der drei Sektoren in den Ländern und Ländergruppen (Abb. 2.1.0) 
zeigt unterschiedliche Muster der Berufsausbildung: In den östlichen Flächenlän-
dern ist der Schulberufssektor sehr viel (12,1 Prozentpunkte) größer als in den west-
lichen Flächenländern und auch in den Stadtstaaten (um 6,3 Prozentpunkte). Die 
Anteile der dualen Ausbildung differieren nach Ländergruppen wenig, aber nach 
Ländern durchaus stark: Während 2013 der Anteil der Neuzugänge zur dualen Aus-
bildung in Hamburg bei 62,4 Prozent liegt, weist er in Schleswig-Holstein nur 45,7 
Prozent auf. Die zweite große Differenz betrifft in den Ländergruppen das Über-
gangssystem, dessen Größe als Ausdruck schwieriger Ausbildungsmarktverhältnisse 
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und großer Übergangsprobleme von der Schule in eine Berufsausbildung angesehen 
werden kann: Es ist in den westdeutschen Flächenländern zwölf Prozentpunkte grö-
ßer als in den östlichen und neun Prozentpunkte größer als in den Stadtstaaten. Die 
Spannbreite zwischen einzelnen Ländern ist noch größer, im Extremfall um über 
20 Prozentpunkte (Abb. 2.1.0). Worauf die sektoralen Verteilungsmuster zurückzu-
führen sind und was sie für die beiden Zentraldimensionen des Monitors, Leistungs-
fähigkeit und Chancengerechtigkeit, bedeuten, ist Gegenstand des Kapitels.

Abbildung 2.1.0:  Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren des 
 berufl ichen Ausbildungssystems 2013 nach Ländern

duales System Schulberufssystem Übergangssystem
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Die Antwort auf die Frage, welche Faktoren auf Länderebene das Angebot und die 
Ausgestaltung der Berufsausbildung beeinfl ussen, ist strittig und nicht zuletzt da-
von abhängig, wie eng oder weit man das länderspezifi sche Berufsausbildungssys-
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tem defi niert; ob man beispielsweise Berufsvorbereitungsangebote oder auch Fach-
hochschulen miteinbezieht. Ein wissenschaftlich abgesichertes Faktoren-Modell 
für das hier zugrunde gelegte 3-Sektoren-Berufsbildungssystem gibt es nicht. Bis-
her wurde die Frage auch vor allem für die duale Ausbildung auf einer regionalen 
Ebene erörtert, die in der Regel unterhalb der Länder- auf Arbeitsagenturbezirks- 
oder Kreisebene angesiedelt wurde (vgl. Kleinert und Kruppe 2012). 

2.1.1 Indikatoren zum sozioökonomischen Kontext

Kontextfaktoren werden hier als ausbildungspolitisch nur schwer (indirekt oder 
sehr langfristig) beeinfl ussbare gesellschaftliche und ökonomische Rahmenbedin-
gungen verstanden. Mit ihnen wird der sozioökonomische Raum, in dem das Aus-
bildungswesen in den Ländern eingebettet ist, in wenigen Aspekten beschrieben. 
Die Kontextfaktoren bilden ein Modell von aus theoretischer Sicht bedeutsamen 
Rahmenbedingungen für die ökonomische Leistungsfähigkeit und die Chancenge-
rechtigkeit des Ausbildungssystems, wobei sie sich aber für beide Darstellungsper-
spektiven unterschiedlich auswirken können. Damit sind theoretische Zusammen-
hänge zwischen diesen drei Analyseebenen vorausgesetzt, ohne dass allerdings ein 
direkter empirischer Kausalnexus unterstellt wird. 

Um über die Länder hinweg vergleichbare Indikatoren für die Beschaffenheit 
des zu untersuchenden Kontextes zu erhalten, werden für jeden Kontextfaktor eine 
oder mehrere relationale Kennziffern gebildet. Eine vollständige Vergleichbarkeit 
der Länder kann dadurch jedoch nicht erreicht werden. Bei der Interpretation ist zu 
beachten, dass die sozioökonomischen Verhältnisse auch innerhalb eines Landes 
stark variieren können und ihre Beschreibung auf Landesebene diese Unterschiede 
nivelliert. Auch überschreitet das Ausbildungsgeschehen, insbesondere der regio-
nale Ausbildungsmarkt der Stadtstaaten, die Landesgrenzen. Zum Teil kann dies 
mit dem Kontextfaktor »Ausbildungspendler« in der Analyse berücksichtigt wer-
den. 

Vor einem zweiten möglichen Missverständnis ist zu warnen: Kontextfaktoren 
bilden allgemeine Handlungsbedingungen für einen Raum ab, ihre Bedeutung für 
unterschiedliche Handlungsfelder erhalten sie erst durch deren jeweilig spezifi sche 
Funktion, Struktur und Ziele. Sie lassen sich in der Regel nicht irgendwelchen Ab-
läufen in diesem Handlungsfeld unmittelbar kausal zuordnen. Welchen Einfl uss 
beispielsweise der allgemein als Wohlstandsmaß für einen Raum (z. B. Bundesland) 
gehandelte Indikator Bruttoinlandsprodukt je Einwohner (BIP per capita) auf die 
Ausbildungssituation von Schulabsolventen in der Region hat, ist aus dem Indikator 
selbst nicht zu erschließen. Man kann zwar mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit 
annehmen, dass in einem reichen Bundesland (hohes BIP p. c.) die Ausbildungs-
chancen günstiger sind als in einem armen Bundesland (niedriges BIP p. c.), weil 
im reichen Bundesland wahrscheinlich mehr Betriebe mit hoher Produktivität als 
im armen produzieren. Ob diese aber auch mehr Ausbildungsplätze anbieten, ist 
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prinzipiell offen und kann abhängig von der Qualifi kationsstruktur ihrer Beleg-
schaften, der Rekrutierungsphilosophie des Managements und den Kostenkalkülen 
der Geschäftsleitung sein. Oder bezogen auf die Berufsbildungspolitik der öffentli-
chen Hand: Ob das in der Regel mit einem höheren BIP verbundene höhere Steuer-
aufkommen für Berufsbildungszwecke eingesetzt wird bzw. werden kann, hängt 
von der Gesamtheit der von einer Landesregierung zu berücksichtigenden Ver-
pfl ichtungen oder auch von ihren politischen Präferenzen ab. Ähnliches, wie hier 
für den Indikator BIP p. c. erläutert ist, ließe sich für andere Kontextfaktoren durch-
buchstabieren – mit dem gleichen Ergebnis: Kontextfaktoren repräsentieren regio-
nale Handlungsbedingungen für Berufsbildung und Berufsbildungspolitik, geben 
aber keine unmittelbaren Kausalitäten für bestimmte Ereignisse ab. 

Im Folgenden wird die Auswahl von sieben Kontextfaktoren, die u. E. für die 
Berufsausbildung in den Ländern eine hohe Relevanz haben, kurz begründet und 
ihre Operationalisierung beschrieben.

Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner
Das BIP p. c. gilt allgemein als Wohlstandsmaß für ein Land. Von ihm sind nicht 
allein die Konsummöglichkeiten der Bevölkerung abhängig, sondern über das Steu-
eraufkommen zugleich politische Gestaltungsspielräume. Hierdurch ist die Kenn-
ziffer zugleich mit der Bildungs- und Berufsbildungspolitik des Bundeslandes ver-
bunden. Zudem werden Bildungsausgaben von Ländern meist als Anteil an 
verfügbarem Haushalt oder Bruttoinlandsprodukt gemessen. Das BIP p. c. kann 
hier als Interpretationshilfe dienen. Als Wohlstandmaß kann das BIP auch einen 
ersten Anhaltspunkt für mögliche sozialstrukturelle Differenzen (Durchschnitts-
einkommen) zwischen Ländern geben. Die Datenquelle sind Berechnungen des Ar-
beitskreises Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder.

Bevölkerung im besonders ausbildungsrelevanten Alter
Die Entwicklung der Bevölkerungszahl in den jüngeren Altersgruppen beeinfl usst 
das Nachfragepotenzial für Ausbildung ebenso wie die Auswahlchancen der Be-
triebe für die Besetzung von Ausbildungsplätzen. Um die unterschiedliche demo-
graphische Dynamik in den Ländern abzubilden, wird die Bevölkerung im beson-
ders ausbildungsrelevanten Alter mit älteren Bevölkerungsgruppen verglichen und 
in zwei Kennziffern abgebildet: Die erste steht für das Nachwuchspotenzial und ist 
defi niert als prozentuales Verhältnis der durchschnittlichen Kohortenstärke der Ju-
gendlichen im besonders ausbildungsrelevanten Alter (15- bis 24-Jährige) und der 
Bevölkerung im typischen Berufseinstiegsalter (25- bis 34-Jährige). Die zweite ist 
die Erneuerungsrelation der Erwerbsbevölkerung, die defi niert ist als Verhältnis von 
15- bis 24-Jährigen zu der Bevölkerung im Erwerbsaustrittsalter (55- bis 64-Jährige). 
Die Datengrundlage bildet die Bevölkerungsfortschreibung der statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder.
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Allgemeinbildende Abschlüsse der Schulentlassenen
Schulabschlüsse dürften sowohl für die berufl ichen Entscheidungen der Jugend-
lichen als auch für ihre Eignungsbewertung durch die Ausbildungsinstitutionen 
eine maßgebliche Rolle spielen. Neben der Darstellung von Zahl und Anteil allge-
meinbildender Schulabschlüsse mit den vier Kategorien »ohne Hauptschulab-
schluss«, »mit Hauptschulabschluss«, »mittlerer Abschluss«, »Fachhochschul-/
Hochschulreife« werden zwei Kennziffern gebildet: zum einen der Anteil mit maxi-
mal Hauptschulabschluss, da diese Gruppe bisher im Übergang zu berufl icher Bil-
dung besonders große Schwierigkeiten aufweist, und zum anderen der Anteil mit 
Studienberechtigung, weil diese Jugendlichen überwiegend ein Studium anstreben. 
Bei den letzten aktuell verfügbaren Zahlen ist der Einfl uss doppelter Abiturienten-
jahrgänge zu beachten, der in den Ländern in unterschiedlichen Jahren auftritt. Die 
Datenbasis bildet die Statistik der Kultusministerkonferenz (KMK).

Beschäftigungsstruktur nach Berufssektoren
Ähnlich wie die Qualifi kationsstruktur (s. u.) wirkt die berufl iche Struktur der Be-
schäftigung auf das Ausbildungsangebot, jetzt auf horizontaler Ebene, während die 
Qualifi kationsstruktur die vertikale Ebene markiert. Da die Ausbildungswege nach 
Berufssektoren/-segmenten nach dualer und vollzeitschulischer Ausbildung diffe-
rieren, kann die regionale Beschäftigungsstruktur länderspezifi sche Ausbildungs-
strukturunterschiede erklären helfen, auch wenn die Grundstruktur von Beschäfti-
gung und Ausbildungsangeboten ähnlichen Mustern folgen dürfte. Die Darstellung 
der Anteile der Berufssektoren an den Beschäftigten erfolgt nach den Defi nitionen der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) für Berufssektoren und Berufssegmente. Datenba-
sis ist die Beschäftigtenstatistik der BA.

Qualifi kationsstruktur der Beschäftigten
Die Qualifi kationsstruktur der abhängig Beschäftigten bildet einen zentralen Bezugs-
punkt für das Ausbildungsplatzangebot, zumal für die betriebliche Ausbildung, da 
diese unmittelbar zum Arbeitsmarkt ist: Je höher der Anteil von Beschäftigten mit 
Ausbildungsabschluss ist, desto mehr betriebliche Ausbildungsangebote sind zu er-
warten. Höhere Anteile An- und Ungelernter oder auch von Hochschulabsolventen 
verweisen dagegen auf andere Bedarfe oder Rekrutierungsstrategien der regionalen 
Wirtschaft. Dargestellt werden Anzahl und Anteil der sozialversicherungspfl ichtig Be-
schäftigten nach drei Qualifi kationsniveaus (ohne berufl ichen Abschluss, Aus- oder Fort-
bildungsabschluss, Hochschulabschluss) auf Basis der Beschäftigtenstatistik der BA. 

Arbeitslosenquote
Die Höhe der allgemeinen Arbeitslosenquote ist ein Deskriptor für die Situation am 
Arbeitsmarkt. Günstige Arbeitsmarktverhältnisse können sowohl mit einer günsti-
geren Ausbildungsmarktsituation als auch besserer Integration der Ausbildungsab-
solventen in den Arbeitsmarkt einhergehen. Um die Arbeitsmarktintegration ge-
nauer zu erfassen, ist die Arbeitslosenquote wie auch die qualifi kationsspezifi sche 
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Arbeitslosenquote, vor allem für Personen mit Aus- oder Fortbildungsabschluss, dar-
zustellen. Die Quoten werden nach dem Konzept gemeldeter Arbeitslosigkeit der 
Arbeitslosenstatistik der BA berechnet.

Bevölkerung mit Migrationshintergrund
Der Anteil von Jugendlichen mit Migrationshintergrund ist nach dem gegenwärti-
gen Stand des Wissens für das Ausbildungssystem in doppelter Perspektive rele-
vant: Unter Leistungsgesichtspunkten stellt sich die Frage, wieweit es dem Ausbil-
dungssystem gelingt, das Arbeitskräftepotenzial von Migranten zu aktivieren; zum 
anderen ist unter Chancengerechtigkeitsaspekten zu fragen, wieweit Jugendliche 
mit Migrationshintergrund gleiche Verwirklichungschancen erfahren wie Jugend-
liche ohne Migrationshintergrund. Für das Ausbildungssystem stellen sich zusätz-
liche Herausforderungen. Sie gelten in besonderer Weise für Quereinsteiger in das 
deutsche Bildungssystem, die neben unterschiedlichen Sprachkenntnissen auch 
heterogene (Bildungs-)Biographien, Einstellungen und Erwartungen mitbringen. 
Als Indikatoren fungieren der Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund unter 
den 15- bis 24-Jährigen und in der erwerbsfähigen Bevölkerung (15 bis 64 Jahre). 
Beide Kennziffern werden danach differenziert, ob die Personen selbst zugewan-
dert (1. Generation) oder Kinder von Zuwanderern sind (2./3. Generation). Daten-
quelle ist der Mikrozensus.

Als Ergänzung fügen wir hier drei Indikatoren an, die nicht im Ländervergleich, 
sondern in den Länderberichten in Kapitel 3 Verwendung fi nden: 

Beschäftigte nach Betriebsgrößen
Das Ausbildungsverhalten der Betriebe hängt mit der Betriebsgröße zusammen. 
Kleinere Betriebe besitzen, gemessen an den Beschäftigten, einen höheren Anteil 
Auszubildender (Ausbildungsquote), bilden aber gleichzeitig viel seltener aus als 
mittlere und Großbetriebe (Ausbildungsbetriebsquote). Statt der Anzahl der Be-
triebe bildet der Indikator die strukturelle Bedeutung der Betriebsgrößen mittels 
der Zahl und dem Anteil sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigter nach Betriebsgröße 
ab. Die Größe wird differenziert nach Kleinst- (1–9), Klein- (10–49), Mittel- (50–249) 
und Großbetrieben (250 und mehr Beschäftigte). Datenbasis ist die Beschäftigten-
statistik der BA.

Ausbildungspendler
Ausbildungsmärkte umfassen häufi g größere Regionen und können, insbesondere 
bei Großstädten, deutlich über die Landesgrenzen hinausgehen. In Daten fassbar ist 
dies durch Betrachtung der Ländergrenzen überschreitenden Pendlerströme von Aus-
zubildenden. Vor allem für die Stadtstaaten haben die Anteile an Ausbildungspend-
lern erheblichen Einfl uss auf das Verhältnis von Ausbildungsangebot und -nachfrage. 
Als Indikator wird jedoch nicht der Pendlersaldo (Einpendler minus Auspendler), 
sondern der Anteil der einpendelnden Auszubildenden in Prozent aller Auszubilden-
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den des jeweiligen Bundeslandes herangezogen. Dieser soll über die Stärke der Ver-
fl echtung des Ausbildungsmarktes mit umliegenden Regionen informieren. Die 
Pendlerangaben sind dem Datenreport zum Berufsbildungsbericht (BiBB 2015. Vor-
version: 73) entnommen und basieren auf der Beschäftigtenstatistik der BA.

Ausgaben der öffentlichen Hand für berufl iche Schulen je Schüler
Berufl iche Bildung wird über öffentliche und private Gelder ermöglicht. Für die 
allgemeinbildenden und berufl ichen Schulen sowie die darin enthaltenen Berufs-
schulen des dualen Systems können die Ausgaben der öffentlichen Hand Auskunft 
über die Finanzausstattung geben. Um die Ausgaben trotz der unterschiedlichen 
Größe der Länder vergleichen zu können, werden die Ausgaben je Schüler darge-
stellt. Zu beachten ist jedoch, dass der Vergleich durch die unterschiedliche demo-
graphische Entwicklung und den Rückgang der Schülerzahlen in den Ländern be-
einfl usst ist, wodurch trotz sinkender absoluter Ausgaben höhere Ausgaben je 
Schüler (in den ostdeutschen Ländern) zu beachten sind. Die Daten basieren auf  
Berechnungen und Schätzungen der statistischen Ämter des Bundes und der Län-
der auf Grundlage verschiedener Statistiken (vgl. Statistisches Bundesamt 2015a: 7).

2.1.2 Sozioökonomische Kontextfaktoren im Ländervergleich

Die in 2.1.1 beschriebenen Kontextfaktoren liegen bei den letzten aktuell verfügba-
ren Zahlen (2013, teils 2012) für alle 16 Länder vor (vgl. Anhang 2.1) und werden im 
Folgenden im Ländervergleich skizziert. Sie lassen sich gegenwärtig nur als Einzel-
indikatoren darstellen, die unseren theoretischen Prämissen nach Einfl uss auf die 
Berufsbildung haben, ohne dass man sagen könnte, wie groß dieser Einfl uss jeweils 
ist. Die einzelnen Indikatoren weisen im Vergleich erhebliche Differenzen zwischen 
den Handlungsbedingungen für die Gestaltung der berufl ichen Bildung aus.

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner

Beim Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner (BIP p. c.) zeigt sich das bekannte Wohl-
standsgefälle zwischen den Bundesländern in den Tendenzen des Nord-Süd- und 
des Ost-West-Gefälles. Eine Ausnahme bilden die beiden Stadtstaaten Hamburg 
und Bremen mit dem jeweils höchsten BIP p. c., bei denen aber die Sonderbedin-
gung der Pendlerverfl echtung mit dem Umland beachtet werden muss.1 Bayern, 
Hessen und Baden-Württemberg haben bereits gegenüber der zweiten Länder-

1 Beim Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner wird der Zähler (BIP) nach dem Arbeits- und 
nicht nach dem Wohnort berechnet. In dem Nenner (Einwohner) steht aber die Wohnbevöl-
kerung. Im Ergebnis wird so den Stadtstaaten die Wertschöpfung der Einpendler aus dem 
Umland zugeschrieben. Ein solcher Effekt tritt bei den Flächenstaaten relativ gesehen in 
deutlich geringerem Maße auf.
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gruppe Nordrhein-Westfalen, Saarland, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz einen 
deutlichen Vorsprung und diese weisen eine ähnlich große Differenz im BIP p. c. 
gegenüber den ostdeutschen Ländern auf. Der Abstand zwischen dem reichsten 
und dem ärmsten Bundesland (Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern) liegt 
2013 bei über 100 Prozent (vgl. Abb. 2.1.1).

Abbildung 2.1.1:  Bru� oinlandsprodukt in KauW ra[ standard pro Einwohner 2013

60.000

50.000

40.000

30.000

20.000

10.000

0
DE BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH

34
.2
19

38
.7
16

39
.6
91

31
.5
04

24
.2
31

44
.3
10

54
.5
26

39
.6
05

22
.9
64 31

.1
35

33
.9
63

31
.0
72

32
.3
33

25
.3
78

23
.9
24 28
.5
84

23
.8
70

Angaben in Euro
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August 2014 bzw. November 2014/Februar 2015

Bevölkerung im besonders ausbildungsrelevanten Alter

Bei beiden ausbildungsrelevanten Quoten der Jugendpopulation (15- bis 24-Jährige), 
der Nachwuchs- und der Erneuerungsquote, zeigen sich zwischen den Bundes-
ländern aktuell extreme Unterschiede, die sich vor allem auf Unterschiede in der 
demographischen Entwicklung zurückführen lassen. Die Hauptlinie verläuft zwi-
schen den alten und den neuen Bundesländern: Die Nachwuchsquote (15- bis 24-Jäh-
rige zu 25- bis 34-Jährigen) liegt bei den neuen Bundesländern um 20 bis 30 Prozent-
punkte niedriger als bei der Mehrheit der westdeutschen Flächenländer (Tab. 2.1.1). 
Noch gravierender sind die Unterschiede bei der Erneuerungsquote, die das Verhält-
nis der 15- bis 24-Jährigen zu den 55- bis 64-Jährigen abbildet; diese Quote liegt in 
den ostdeutschen Ländern in der Regel gerade einmal bei 50 Prozent, in den westli-
chen Ländern bei über 80 Prozent (Ausnahme: Saarland). Aber selbst zwischen den 
alten Bundesländern zeigen sich in beiden Quoten Unterschiede, die mehrfach in 
einen zweistelligen Bereich hineinreichen. Die Unterschiede bedeuten, dass das Nach-
wuchspotenzial für die Berufsausbildung zwischen den Bundesländern stark diffe-
riert und zugleich, bezogen auf die künftige Erwerbsbevölkerung, überall starke – aber 
in unterschiedlichem Ausmaß – berufsbildungspolitische Anstrengungen nötig 
sind, um ein qualifi ziertes Erwerbspersonenpotenzial sicherzustellen. Im Besonde-
ren gilt dies für die neuen Bundesländer.
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Tabelle 2.1.1:  Bevölkerung nach Altersgruppen und Verhältnis der 
15- bis 24-Jährigen zu anderen Altersgruppen 2013
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in 1.000 in %

DE 80.767 7.219 8.692 10.088 10.769 43.999 83,1 86,2 80,7 90,3

BW 10.631 1.007 1.253 1.346 1.350 5.675 80,4 93,1 92,8 100,5

BY 12.604 1.148 1.434 1.611 1.602 6.809 80,1 89,0 89,5 101,6

BE 3.422 279 342 572 409 1.821 81,5 59,8 83,7 83,9

BB 2.449 201 185 279 384 1.401 108,6 66,2 48,1 52,3

HB 657 54 76 93 82 352 71,5 81,4 91,7 101,3

HH 1.746 149 185 286 191 936 80,3 64,7 97,1 97,7

HE 6.045 552 664 758 785 3.287 83,1 87,7 84,6 100,5

MV 1.597 126 129 201 258 883 97,9 64,2 49,9 50,9

NI 7.791 734 881 882 1.028 4.266 83,2 99,9 85,7 98,7

NW 17.572 1.619 2.002 2.119 2.307 9.525 80,9 94,4 86,8 98,8

RP 3.994 356 453 465 562 2.157 78,6 97,5 80,6 98,3

SL 991 78 107 113 151 542 73,5 94,0 70,5 91,0

SN 4.046 322 323 523 598 2.281 99,6 61,7 54,0 57,0

ST 2.245 168 178 266 355 1.277 94,4 67,0 50,2 53,1

SH 2.816 260 308 304 366 1.578 84,5 101,1 84,1 103,3

TH 2.161 167 173 270 341 1.210 96,7 63,9 50,7 52,9

Quellen: Staঞ sঞ sche Ämter des Bundes und der Länder, Fortschreibung des Bevölkerungsstandes; ab 2011: Ergebnisse des 
Zensus, GENESIS-Online, Sঞ chtag 31.12.; eigene Berechnungen

Schulabgänger nach Bildungsabschlüssen 2003 und 2013

Die Entwicklung der Schulabsolventen im letzten Jahrzehnt zeigt in allen Bundes-
ländern die starken Verschiebungen von den unteren zu den mittleren und vor 
allem höheren Bildungsabschlüssen, die eine große Herausforderung für die Be-
rufsbildungspolitik der Länder und der Wirtschaft darstellen. Der Anteil der Ab-
solventen mit maximal Hauptschulabschluss ist in allen Bundesländern auf Werte 
um die 20 Prozent, zum Teil auch deutlich darunter gefallen. Gleichzeitig ist der 
Anteil von Schulabsolventen mit Hoch- oder Fachhochschulreife auf in der Regel 
zwischen 40 und 50 Prozent eines Absolventenjahrgangs gestiegen (Abb. 2.1.2). 
Diese Entwicklung schafft in allen Bundesländern für die Berufsausbildung inso-
fern gegenüber dem Beginn des Jahrhunderts eine veränderte Problemlage, als
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Abbildung 2.1.2:  Schulabgänger und -absolventen allgemeinbildender und 
berufl icher Schulen 2003 und 2013 nach Schulabschluss
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die Absolventengruppen, die traditionell schwerpunktmäßig in die mittlere Be-
rufsausbildung drängten, zurückgegangen sind, und die Anteile der Absolventen 
mit Hochschulzugangsberechtigung, die vor allem ein Studium anstreben, stark 
zugenommen haben.

Diese allgemeine Entwicklung weist aber durchaus gravierende Differenzen 
zwischen den Bundesländern auf. So behalten beispielsweise Bayern und Berlin 
noch relativ hohe Anteile an Absolventen mit maximal Hauptschulabschluss 
(24 bzw. 23 %) und eher moderate Anteile an Studienberechtigten. Die ebenfalls 
markanten Unterschiede in den Anteilen an Absolventen mit mittlerem Abschluss 
(Niedersachsen 49 %, Hessen 31,5 %) markieren Unterschiede in den bildungspo-
litischen Strategien der Länder. Ob und wie sich diese Differenzen in der Absol-
ventenstruktur der Bundesländer auf die Leistungsfähigkeit und die Chancenge-
rechtigkeit der berufl ichen Bildung auf Länderebene auswirken, ist im Auge zu 
behalten.

Beschäftigte nach Berufssektoren

Der Fachkräftenachwuchs wird entweder im dualen System oder in vollzeitschu-
lischen Ausbildungsgängen qualifi ziert: Für die Produktions- und kaufmännischen 
Berufe und auch bei vielen der sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungsberufe 
wird der Hauptteil der Beschäftigten im dualen System ausgebildet, für große Fel-
der der personenbezogenen Dienstleistungen dagegen zeichnen vollzeitschulische 
Ausbildungsgänge verantwortlich. In den letzten aktuell verfügbaren Zahlen sind 
zwischen einem Viertel und knapp einem Drittel der Beschäftigten den Produk-
tions- und etwa ein Drittel den kaufmännischen Berufen zugeordnet. Gut ein Fünf-
tel gehört zu den personenbezogenen Dienstleistungstätigkeiten.

Auch bei der Berufsstruktur der Beschäftigten lassen sich bemerkenswerte Un-
terschiede zwischen den Bundesländern feststellen, die aber nicht mehr der Demar-
kationslinie alte versus neue Länder folgen. Überdurchschnittlich hohe Anteile an 
Produktionsberufen (dem traditionellen Kern dualer Berufsausbildung) fi nden sich 
in Thüringen, Baden-Württemberg, dem Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Nie-
dersachsen und Bayern, besonders niedrige Anteile in den beiden Stadtstaaten 
Hamburg (18 %) und Berlin (17 %) (Tab. 2.1.2). Bei Letzteren dominieren kaufmän-
nische Berufe (41 % Hamburg, 39 % Berlin), während diese Berufsgruppen in den 
neuen Ländern unterdurchschnittlich repräsentiert sind. Wenn auch mit Differen-
zen, weisen die personenbezogenen Dienstleistungen relativ gleiche Anteile in den 
Bundesländern auf.
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Tabelle 2.1.2: Beschä[ igte nach Berufssektoren 2013 (in %)*

Land
ins-

gesamt

davon

Produkঞ ons-
berufe 

personen-
bezogene 

Dienstleis-
tungsberufe 

kaufmännische und 
unternehmensbe-
zogene Dienstleis-

tungsberufe

IT- und natur-
wissenscha[ -
liche Dienst-

leistungsberufe

sonsঞ ge wirt-
scha[ liche 
Dienstleis-

tungsberufe

regional 
nicht zu-
ordenbar

DE 100 27,5 22,4 32,6 3,6 12,7 1,2 

BW 100 31,9 19,7 32,0 4,1 11,3 1,0 

BY 100 29,1 21,0 33,1 3,8 12,1 0,9 

BE 100 17,4 28,4 38,7 3,7 11,0 0,9 

BB 100 27,8 24,1 29,3 2,1 14,9 1,8 

HB 100 24,3 22,5 31,4 3,2 17,4 1,2 

HH 100 18,1 20,9 41,1 4,9 14,3 0,6 

HE 100 23,4 20,7 36,6 4,8 13,5 1,0 

MV 100 25,2 29,0 29,3 1,7 12,8 1,9 

NI 100 28,9 23,2 30,1 2,9 13,6 1,3 

NW 100 26,5 22,1 33,3 3,8 12,8 1,4 

RP 100 27,1 24,1 30,4 4,1 12,9 1,3 

SL 100 31,6 22,0 29,8 2,8 12,5 1,2 

SN 100 30,3 24,9 28,7 2,5 12,2 1,3 

ST 100 28,3 25,2 28,0 2,9 14,0 1,8 

SH 100 24,5 25,0 32,2 2,6 14,0 1,7 

TH 100 33,4 23,5 26,8 2,1 12,6 1,6 

* Sozialversicherungspfl ichঞ g Beschä[ igte zum Sঞ chtag 31.12.2013; nach Revision der Beschä[ igungsstaঞ sঞ k 2014

Quellen: Staঞ sঞ k der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, sozialversicherungspfl ichঞ g und geringfügig Beschäf-
ঞ gte nach der ausgeübten Täঞ gkeit der Klassifi kaঞ on der Berufe (KldB 2010) und ausgewählten Merkmalen, Frankfurt a. M., 
Oktober 2014; eigene Berechnungen

Beschäftigte nach Qualifi kationsniveau

Die Entwicklung der Qualifi kationsstruktur der Beschäftigung folgt zwischen 2003 
und 2013 in der Tendenz und in deutlich niedrigerem Maßstab den Veränderungen 
im Niveau der Schulabschlüsse: Durchgängig verringert sich der Anteil der Be-
schäftigten ohne Berufsabschluss und erhöht sich der Anteil mit Hoch- oder Fach-
hochschulabschluss. Recht stabil bleibt mit etwa drei Vierteln der Beschäftigten der 
Anteil mit Aus- oder Fortbildungsabschluss. Diese Relationen weisen nur geringfü-
gige Abweichungen in den Bundesländern auf (Abb. 2.1.3). Verlängert man diese 
Entwicklung in die Zukunft, bedeutet das: Alle Bundesländer stehen vor einer in 
etwa gleichen Herausforderung, für diesen Dreiviertelanteil angemessene Be-
rufsausbildungsmöglichkeiten zu schaffen, während gleichzeitig der Zustrom 
der Jugendlichen zum Studium anhält. Mit Blick auf vor allem die stark von 
Dienstleistungsbeschäftigung geprägten Arbeitsmärkte (z. B. Hamburg, Berlin) 
ist auf längere Sicht auch darauf zu achten, ob hier Hochschulabsolventen ver-
stärkt in bis dato berufsfachlich defi nierte Beschäftigungsfelder eindringen und 
dadurch die Leistungsfähigkeit der dualen Ausbildung eingeschränkt wird.
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Abbildung 2.1.3:  Sozialversicherungspfl ichঞ g Beschä[ igte 2003 und 2013 
nach Qualifi kaঞ onsniveau*
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* Ohne Ausbildung unbekannt (vgl. Anhang, Tab. A.2.1.7), Sঞ chtag 31.12., nach Revision der Beschä[ igungsstaঞ sঞ k 2014

Quellen: Staঞ sঞ k der Bundesagentur für Arbeit, Beschä[ igungsstaঞ sঞ k, Zeitreihe über sozialversicherungspfl ichঞ g Beschäf-
ঞ gte insgesamt und Auszubildende sowie geringfügig Beschä[ igte nach ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, Datenstand 
März 2015; eigene Berechnungen
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2.1.3 Zur Berufsbildungspolitik der Länder

Eine Schwäche des deutschen Föderalismus für eine ländervergleichende Ausbil-
dungsberichterstattung liegt darin, dass die Heterogenität der berufsbildenden 
 Angebote zwischen den Ländern noch größer ist als im allgemeinbildenden Schul-
wesen. Die Grenzen für exakte, d. h. auf Indikatoren gestützte Vergleiche sind sehr 
eng gezogen. Selbst narrative Vergleiche von berufsbildungspolitischen Aktivitäten 
würden sehr gründliche und aufwendige Recherchen erforderlich machen. 

Um nicht ganz auf die landespolitische Akteursdimension im Ländermonitor 
verzichten zu müssen, wird im Folgenden versucht, über das am ehesten noch zwi-
schen den Ländern vergleichbare Medium, den monetären Aufwand für Berufsaus-
bildung, an länderspezifi sche Unterschiede in der Wertschätzung berufl icher  Bildung 
in strategischen Optionen für ihre politische Gestaltung heranzukommen – immer 
unter der eingangs begründeten Prämisse, dass Länder zentrale Akteure in der Be-
rufsausbildungspolitik sind und von ihrem Handeln die ökonomische Leistungs-
fähigkeit der Berufsbildungssysteme und die sozialen Teilhabechancen von Jugend-
lichen an Berufsbildung wesentlich mit abhängig sind (vgl. Kap. 1). Mit den 
Länderinvestitionen in berufl iche Bildung lässt sich eine wichtige Grundlage für 
bessere oder schlechtere Gestaltung von Berufsbildung in den Blick rücken. Mit 
ihnen sind Handlungsmöglichkeiten thematisiert, die in Berufsbildungsqualität 
umzusetzen Aufgabe anderer Akteure wie Unternehmen, Berufsschulen, freier 
Träger u. a. ist. Wieweit Landespolitik diese Akteure über die Investitionen hinaus 
durch Regulierung und Moderation beeinfl usst bzw. beeinfl ussen kann, entzieht 
sich der hier vorgelegten Analyse.

Um im Sinne von Ressourcen und Handlungsmöglichkeiten Investitionen in 
Berufsausbildung zwischen Ländern vergleichbar zu machen, bedarf es ihrer 
Normierung, da absolute Größen bei der Heterogenität der Einwohnerzahlen in 
den Ländern wenig aussagen. Nach mehreren Versuchen mit unterschiedlichen 
Kennziffern haben wir uns darauf verständigt, je nach Investitionsbereich als 
Indikator entweder – soweit machbar – die Relation Investition je Schüler der mit 
der Investition adressierten Berufsbildungseinrichtung (z. B. Teilzeitberufs-
schule) als Vergleichsstandard zu nehmen oder, wo eine eindeutige Zuordnung 
nicht möglich ist, die Relation Investition je (durchschnittlichen) Jugendlichen 
im typischen Berufsausbildungsalter der 16- bis 19-Jährigen herauszuziehen. 
Beide Indikatoren erscheinen als relativ valide Vergleichsmaßstäbe zwischen den 
Ländern. 

Ausgaben je Schüler an berufl ichen Schulen

Ein erster Blick in die amtliche Statistik zeigt, dass die Ausgaben der Länder für 
berufl iche Schulen insgesamt wie auch für die Teilzeitberufsschule im dualen Sys-
tem beträchtlich variieren (Tab. 2.1.3). Bei den berufl ichen Schulen insgesamt 
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schwanken sie bei einem Bundesdurchschnitt von 4.300 Euro zwischen 3.600 (Saar-
land) und 6.200 Euro (Thüringen), im Extrem also um 72 Prozent. Bei der Teilzeit-
berufsschule schwanken die Werte bei einem Bundesdurchschnitt von 2.700 Euro 
noch stärker: zwischen 2.300 (Niedersachsen) und 4.100 Euro (Thüringen) respek-
tive um 78 Prozent.

Tabelle 2.1.3:  Ausgaben für öff entliche allgemeinbildende Schulen und beruf-
liche Schulen sowie die darin enthaltenen Berufsschulen des 
 dualen Systems je Schüler im Haushaltsjahr 2012 nach Ländern 
(in Euro)

Land alle 
Schularten

allgemeinbil-
dende Schulen

berufl iche Schulen nachrichtlich: öff entliche Ausga-
ben für Primär-, Sekundär- und 
postsekundären, nicht ter ঞ ären 

Bereich in % des BIP 2012

insgesamt darunter: Berufsschu-
len im dualen System*

DE 6.300 6.800 4.300 2.700 3,0

BW 6.300 6.700 5.000 2.800 2,9

BY 6.800 7.600 4.300 2.800 2,8

BE 7.500 8.200 4.700 3.100 3,2

BB 6.500 7.000 4.300 3.400 3,6

HB 6.300 7.400 3.800 2.600 2,5

HH 8.500 8.500 5.000 3.300 1,9

HE 6.500 7.100 4.600 2.900 2,8

MV 6.100 6.800 3.600 2.700 3,5

NI 5.900 6.500 4.000 2.300 3,5

NW 5.500 6.000 3.800 2.400 3,0

RP 6.000 6.600 4.100 2.600 3,3

SL 5.800 6.700 3.600 2.400 2,8

SN 6.700 7.200 4.900 3.100 3,4

ST 7.400 8.200 4.300 3.000 3,9

SH 5.600 6.100 4.000 2.700 3,4

TH 8.000 8.500 6.200 4.100 4,2

* Teilzeitunterricht

Quelle: Staঞ sঞ sche Ämter des Bundes und der Länder, Bildungsausgaben, Ausgaben je Schülerin und Schüler 2012

Es fällt auf, dass es bei den durchschnittlichen Ausgaben ein Ost-West-Gefälle gibt 
und die neuen Bundesländer (Ausnahme: Mecklenburg-Vorpommern) im oder 
über dem Bundesdurchschnitt liegen. Im Westen gilt das nur für Baden-Württem-
berg, Bayern, Hamburg und Hessen. Ein durchgängiger Zusammenhang mit der 
relativen Höhe der öffentlichen Ausgaben für Schulen des Primär-, Sekundär- und 
postsekundären, nicht tertiären Bereichs (Anteil der Bildungsausgaben am BIP), 
wie sie in der rechten Spalte der Tabelle 2.1.3 abgebildet sind, ist nicht erkennbar. So 


